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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/l — 68070 — 5355/66 


Bonn, den 12. April 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats über die Finanzierung der Aus- 
gaben für Interventionen auf dem Binnenmarkt für Reis. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 30. März 1966 dem Herrn Präsiden- 
ten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Budrdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/510 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über die Finanzierung der Ausgaben für Interventionen 
auf dem Binnenmarkt für Reis 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 25 über die 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik ^), 

gestützt auf die Verordnung Nr. 17/64/EWG des 
Rats vom 5. Februar 1964 über die Bedingungen für 
die Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft *), insbeson- 
dere auf Artikel 6, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für die gemeinschaftliche Finanzierung der Inter- 
ventionsausgaben für die einzelnen Sektoren der 
gemeinsamen Marktorganisation müssen die Bedin- 
gungen für die Beteiligung des Fonds festgelegt 
werden; die Interventionsregelung für Reis ist in 
Artikel 18 der Verordnung Nr. 16/64/EWG-’) vor- 
gesehen. 

Für die Bestände an inländischem Rohreis, die 
Gegenstand einer Intervention gemäß Artikel 18 
Absatz 2 der Verordnung Nr. 16/64/EWG gewesen 
sind, können infolge des Systems der Preisstaffe- 
lung beim Übergang von einem Wirtschaftsjahr 
zum anderen Verluste oder Ausgaben entstehen, 
die den in Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG festgesetzten Bedingungen ent- 
sprechen. 

In Ermangelung eines gemeinsamen Reispreis- 
niveaus müssen die unterschiedlichen Preise der 
einzelnen Mitgliedstaaten und die innerhalb eines 
jeden Mitgliedstaats bestehenden Preisverhältnisse 
zugrunde gelegt werden. 

Da hauptsächlich in den Überschußgebieten inter- 
veniert wird, müssen als Berechnungsgrundlage die 
Preise der Zone mit dem größten Überschuß in 
jedem Erzeuger-Mitgliedstaat gewählt werden. 

Es müssen Pauschalkriterien festgelegt werden, 
um alle Unterschiede zu beseitigen, soweit diese 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 

vom 20, April 1962, S. 991/62 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 

vom 27. Eebruar 1964, S. 586/64 
’) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 

vom 27, Februar 1964, S. 574/64 


sich nicht aus den in den Mitgliedstaaten geltenden 
Preisen und Preisverhältnissen ergeben — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Verluste oder Ausgaben, die beim Übergang 
von einem Reiswirtschaftsjahr zum anderen bei Be- 
ständen an einheimischem Rohreis entstehen, für 
welche die Erzeuger-Mitgliedstaaten eine Interven- 
tion gemäß Artikel 18 Absatz 2 der Verordnung 
Nr. 16/64/EWG vorgenommen haben, kommen nach 
Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung Nr. 17/64/EWG 
für die Finanzierung durch den Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
in Betracht. 

2. In jedem Mitgliedstaat werden die am letzten 
Tag des Reiswirtschaftsjahres eingelagerten ein- 
heimischen Rohreismengen mit Ausnahme des Roh- 
reises aus der neuen Ernte wie folgt berücksichtigt: 

a) Rohreismengen, die infolge einer obligatorischen 
Maßnahme eingelagert wurden: mit ihrer Ge- 
samtmenge; 

b) Rohreismengen, die im Rahmen einer Aktion 
zur Vermeidung von obligatorischen Maßnah- 
men eingelagert wurden: abzüglich eines Zwölf- 
tels des jährlichen Gesamtverbrauchs der Ver- 
arbeitungsbetriebe für den Inlandsbedarf. 

Diese Verbrauchsmenge wird nach dem Verfahren 
des Artikels 7 der Verordnung Nr. 17/64/EWG fest- 
gestellt. 

3. Diese Verluste oder Ausgaben errechnen sich 
in jedem Erzeugermitgliedstaat auf der Grundlage 
des Unterschieds zwischen 

— einerseits dem für den letzten Monat des Reis- 
wirtschaftsjahres für 100 Kilogramm Rohreis 
festgesetzten Interventionspreis in der Zone mit 
dem größten Uberschuß, erhöht um den nach- 
stehenden Betrag, und 

— andererseits dem für den ersten Monat des dar- 
auffolgenden Reiswirtschaftsjahres in der glei- 
chen Zone festgesetzten Richtpreis für diejenige 
Menge geschälten Reis, die nach der Umrech- 
nungstabelle, den Verarbeitungskosten und dem 
Wert der Nebenerzeugnisse, die gemäß Artikel 7 
Buchstaben c) und d) der Verordnung Nr. 16/64/ 
EWG bestimmt werden, diesen 100 Kilogramm 
Rohreis entspricht. 
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Der oben genannte Betrag ist gleich; 

— • zweieinhalb monatlichen Erhöhungen des Inter- 
ventionspreises, bei den unter eine obligato- 
rische Maßnahme fallenden Mengen, 

— zwei monatlichen Erhöhungen des Interventions- 
preises, bei Mengen, die unter eine Maßnahme 
fallen, mit der eine obligatorische Maßnahme 
ganz oder teilweise vermieden werden soll. 

Der Betrag jeder monatlichen Erhöhung entspricht 
dem Durchschnittsbetrag der in dem betreffenden 
Mitgliedstaat für die acht folgenden Monate, in 
denen die Preisstaffelung angewandt wird, fest- 
gesetzten Erhöhungen. 


4. Die nicht nach einer Gemeinschaftsentscheidung 
angelegten Sicherheitsvorräte werden durch den 
Fonds nicht finanziert. 

Artikel 2 

Der nach Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 25 festgesetzte Beitrag des Fonds zu den Aus- 
gaben darf nicht höher sein als der entsprechende 
Teil der tatsächlichen Ausgaben der Mitglied- 
staaten. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Für Getreide wird die Regelung für Interven- 
tionen der Mitgliedstaaten auf Grund von Arti- 
tikel 7 der Verordnung Nr. 19 des Rats vorge- 
sehen. Die Beteiligung des Fonds an der Finan- 
zierung der Ausgaben auf Grund dieser Rege- 
lung wird in der „Verordnung Nr. 18/64/EWG 
des Rats vom 5. Februar 1964 über die Finan- 
zierung der Ausgaben für Interventionen auf 
dem Binnenmarkt für Getreide" in Anwendung 
von Artikel 5 und 6 der Verordnung Nr. 
17/64/EWG des Rats festgelegt. 

2. Für Reis wird auf Grund der „Verordnung Nr. 
16/64/EWG des Rats vom 5. Februar 1964 über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Reis" in Artikel 18 gleich- 
falls eine Regelung für Interventionen der Mit- 
gliedstaaten in Aussicht genommen. 

Es wird vorgeschlagen, daß die Beteiligung des 
Fonds zur Finanzierung der Ausgaben im Rah- 
men dieser Regelung auf Grund des als Anlage 
beigefügten Textes einer „Verordnung Nr. 

. . ./66/EWG des Rats vom . . . zur Finanzierung 
bestimmter Ausgaben für Interventionen auf dem 
Binnenmarkt für Reis" festgelegt wird, entspre- 
chend der vom Rat akzeptierten Regelung für 
Getreide. 

3. Im Vergleich zur Verordnung Nr. 18/64/EWG 
wird jedoch bei dem als Anlage beigefügten 
Entwurf den folgenden besonderen Merkmalen 
von Reis Rechnung getragen: 

die in Artikel 5 der Verordnung Nr. 
17/64/EWG beschriebenen Maßnahmen, ins- 
besondere die Denaturierung, existieren zur 
Zeit auf dem Reissektor nicht. Daher wird 
auch keine Maßnahme vorgesehen, die den 
in Artikel 1 der Verordnung Nr. 18/64/EWG 
definierten Maßnahmen entsprechen würde. 
Wenn diese Maßnahmen durchgeführt wür- 
den, wäre die Anpassung der Verordnung ^ 
vorzunehmen. I 


Andererseits werden die Reispreise je nach 
der Verarbeitungsstufe dieses Erzeugnisses 
unterschieden, wobei der Interventionspreis 
für Rohreis (Paddy) und der Richtpreis für 
geschälten Reis gilt. 

4. Daher wird, unter Berücksichtigung dieser bei- 
den Aspekte einer Intervention auf dem Reis- 
sektor, in dem als Anlage beigefügten Entwurf 
für den Übergang von einem Getreidewirt- 
schaftsjahr zum anderen folgendes vorgesehen: 

a) die Finanzierung der Vorräte an inländischem 
Rohreis (Paddy), die Gegenstand von Inter- 
ventionen der Erzeugermitgliedstaaten waren 
(Artikel 1 Absatz 1 im gleichen Sinne wie 
Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung Nr. 
18/64/EWG); 

b) die zu berücksichtigenden Mengen Rohreis 
(Paddy) 

(Artikel 1 Absatz 2 im gleichen Sinne wie 
Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung Nr. 
18/64/EWG): 

c) die anzuwendende Berechnungsart, wobei diese 
Berechnung der Notwendigkeit Rechnung 
trägt, den Richtpreis für geschälten Reis für 
die entsprechenden Mengen gemäß der Um- 
rechnungstabelle in einen Preis für Rohreis 
(Paddy) umzurechnen. Diese Art der Berech- 
nung umfaßt einen Unterschied, je nachdem, 
ob es sich um eine Finanzierung von Mengen 
handelt, die unter eine obligatorische Maß- 
nahme fallen oder nicht. 

(Artikel 1 Absatz 3 im gleichen Sinne wie 
Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung Nr. 
18/64/EWG); 

d) die Begrenzung des Beitrags aus dem Fonds 
auf die tatsächlichen Ausgaben der Mitglied- 
staaten 

(Artikel 2 im gleichen Sinne wie Artikel 3 
der Verordnung Nr. 18/64/EWG). 
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